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Sachgebiet 8 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Harmonisierung bestimmter 
Sozialvorschriften im Binnenschiffsgüterverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehende! Gründe; 

Die Entscheidung des Rates vom 13. Mai 1965 
über die Harmonisierung bestimmter Vorschriften, 
die den Wettbewerb im Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr beeinflussen^), insbesondere 
Artikel 10 bis 13, sieht vor, daß die Unterschiede, 
die geeeignet sind, die Wettbewerbsbedingungen 
im Verkehr zu verfälschen, durch die Angleichung 
der besonderen Vorschriften über die im Verkehr 
geltenden Arbeitsbedingungen auf dem Wege des 
Fortschritts und durch die Vereinheitlichung der 
Vorschriften über die Zusammensetzung des Fahr- 
personals sowie über die Kontrolle beseitigt wer- 
den. Zu diesem Zweck muß sowohl den Beziehun- 
gen zwischen den Verkehrsträgern als auch den 
Beziehungen zwischen den Unternehmen der einzel- 
nen Mitgliedstaaten innerhalb eines jeden Ver- 
kehrsträgers Rechnung getragen werden. 

Im Hinblick auf den sozialen Schutz und die Ver- 
kehrssicherheit auf den Wasserstraßen müssen be- 
stimmte Höchstnormen für Schichtzeiten und be- 
stimmte für die Ruhezeit sowie die Zusammen- 
setzung der Besatzungen und die Befähigung ihrer 
Mitglieder geltende Mindestnormen aufgestellt 
werden. 


Angesichts der Bedeutung des Güterverkehrs in 
der gesamten Binnenschiffahrt ist es zweckmäßig, in 
einer ersten Phase nur diesen Verkehr zu regeln. 

Aus Gründen des Wettbewerbs und der Sicher- 
heit sowie aus sozialen Gründen ist es notwendig, 
eine einheitliche Anwendung der Vorschriften die- 
ser Verordnung auf die Besatzungen aller Schiffe 
vorzusehen, die Güter auf den Wasserstraßen der 
Mitgliedstraßen befördern. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sind gewisse Be- 
förderungen aus Drittländern v/ährend einer übei- 
gangszeit von der allgemeinen Anwendung der Ver- 
ordnung auf bestimmten Wasserwegen, für die 
andere internationale Regelungen gelten, zu be- 
freien. 

Die Mitgliedstaaten müssen Verhandlungen auf- 
nehmen, um alle Unvereinbarkeiten, die zwischen 
diesen Regelungen und der Gemeinschaftsverord- 
nung bestehen, zu beseitigen. 

Zur Verwirklichung der in dieser Verordnung ge- 
nannten Ziele ist es nicht erforderlich, daß die 
Regelung auf Besatzungsmitglieder von Fahrzeugen 
mit geringer Tonnage oder auf solche von Fahrzeu- 
gen, die auf dem Verkehrsmarkt nicht in Erschei- 
nung treten, angewandt wird. 

Aus Gründen des Wettbewerbs, der Sicherheit 
und des sozialen Schutzes ist die Zusammensetzung 
der Besatzungen nach den verschiedenen Schiffs- 
typen im einzelnen festzulegen und sind bestimmte 
Voraussetzungen vorzusehen, die die Mitglieder 
dieser Besatzungen zu erfüllen haben. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 

vom 24. Mai 1965, Seite 1500/65 
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Wahrend einer Übergangszeit ist den Mitglied- 
staaten die Möglichkeit gewisser Ausnahmen von 
der vorgesehenen Vereinheitlichung bei der Zusam- 
mensetzung der Besatzungen einzuräumen. 

Um eine Überbeanspruchurig des Schilfspersonals 
auszuschließen, sind Schichtzeitbeschränkungen und 
Mindestruhezeiten vorzusehen, die den Entwick- 
lungen im Sinne des Fortschritts auf dem Gebiete 
der Arbeitsbedingungen und in den Betriebsverhält- 
nissen der Binnenschiffahrt Rechnung tragen. Aus 
denselben Gründen müssen die Besatzungsmitglie- 
der auch Anspruch auf periodische Ruhezeiten, 
Jahresurlaub und Feiertage haben, von denen ein 
angemessener Teil am Wohnort muß verbracht wer- 
den können. 

Mit Rücksicht auf die besonderen Merkmale der 
Arbeit im Hafen ist es zweckvoll, die für die 
Arbeitszeiten geltenden lokalen Vorschriften anzu- 
wenden, sofern sie günstiger als die Gemeinschafts- 
vorschriften sind. 

Selbständige Schiffer sind von gewissen Vor- 
schriften auszunehmen. 

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Bestim- 
mungen für die Arbeitsbedingungen stellen ledig- 
lich Mindest- bzw. Höchstnormen dar. Um den 
sozialen Fortschritt zu fördern oder um die Sicher-, 
heit in der Schiffahrt zu verbessern, kann jeder Mit- 
gliedstaat Maßnahmen treffen, die für die Besat- 
zungsmitglieder günstigere Bedingungen enthalten. 
Die Kommission wird die Entwicklung der dies- 
bezüglichen Lage in den Mitgliedstaaten verfolgen 
und dem Rat im Hinblick auf eine eventuelle An- 
passung der Verordnung regelmäßig darüber be- 
richten. 

Es sind Maßnahmen vorzusehen, die eine wirk- 
same Kontrolle über die Einhaltung der Vorschrif- 
ten dieser Verordnung in den Mitgliedstaaten ge- 
währleisten; es ist notwendig, daß die Mitglied- 
staaten sich hierbei Beistand gewähren — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

ABSCHNITT 1 

Definitionen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet: 

1. „Schichtzeit": der zwischen Arbeitsbeginn und 

-beendigung liegende Zeitraum. Er umfaßt: 

— die aufgewandte Zeit für die Arbeiten am 
Ruder, die Beobachtung des Radarschirms und 
andere Bordarbeiten; 

— die für die Vor- und Abschlußarbeiten vor 
und nach der Schiffahrt aufgewendete Zeit; 

— die für das Verholen aufgewendete Zeit; 

— die für Verwaltungsarbeiten aufgewendete 
Zeit; 

— die während Fahr-Liegetagen für Lade-, 
Lösch-, Unterhaltungs- und Überprüfungs- 
arbeiten sowie Reparaturen oder die Über- 
wachung dieser Arbeiten aufgewendete Zeit; 

— die für alle anderen in der Binnenschiffahrt 
üblichen Arbeiten aufgewendete Zeit; 

— die Zeit, während der die Besatzung auf- 
grund von Schiffahrtsregehmgen an Bord 
sein muß, mit Ausnahme der täglichen Ruhe- 
zeit; 

— die Zeit, während der die Besatzung zur Ver- 
fügung stehen muß, um eine der vorgenann- 
ten Tätigkeiten auszuführen oder wiederauf- 
zunehmen; 

— alle Fahrtunterbrechungen im Laufe eines 
Fahrtages oder eines Fahr-Liegetages mit 
Ausnahme der Unterbrechungen für die täg- 
liche Ruhezeit; 

— alle Arbeitsunterbrechungen im Laufe eines 
Arbeitstages vor Beendigung der Lade- und 
Löscharbeiten; 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 2. Oktober 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Bi 10/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. September 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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— die Ruhepausen; 

— alle sonstigen Unterbrechungen, einschließ- 
lich der innerhalb der Schichtzeit liegenden 
Ruhezeiten (Arbeitsunterbrechung oder nicht 
vorgeschriebene Ruhepausen); 

2. „Arbeitsunterbrechung": alle Unterbrechungen 

— mit Ausnahme der Ruhepausen und der täg- 
lichen Ruhezeit die sich zwangsläufig aus der 
Organisation des Verkehrs und / oder des Unter- 
nehmens ergeben; 

3. „Fahr-Liegetag" : ein Tag, an dem einerseits 
Schiffahrtsarbeiten und andererseits Arbeiten 
wie Laden, Löschen, Wartung und Reparaturen 
durchgeführt werden; 

4. „Besatzungsmitglied"; der Schiffsführer, der 
Steuermann, der Matrose, der Schiffsjunge, der 
Maschinist, der Matrosen-Motorwart und der 
Heizer; 

5. a) „Tagesfahrt": die Fahrt dauert höchstens 

14 Stunden täglich bei einer Nachtruhe der 
Besatzung zwischen 18 und 8 Uhr; 

b) „Halbständige Fahrt": die Fahrt dauert höch- 
stens 18 Stunden täglich bei einer Nachtruhe 
der Besatzung zwischen 19 und 7 Uhr; 

c) „ständige Fahrt": die Fahrt dauert über 
18 Stunden täglich; 

6. „Ruhepause": jede zwischen Arbeitsbeginn und 
-beendigung gelegene vorgeschriebene oder ver- 
traglich vorgesehene Unterbrechung von minde- 
stens 30 Minuten, während der der Arbeitneh- 
mer frei über seine Zeit verfügen kann; 

7. „Woche": der Zeitraum von Sonntag 0 Uhr bis 
Sonnabend 24 Uhr; 

8. „Tagesruhe": 

— in der Tages- und halbständigen Fahrt jeder 
ununterbrochene Zeitraum von mindestens 
zehn Stunden beziehungsweise acht Stunden, 
während dem die Besatzungsmitglieder frei 
über ihre Zeit verfügen und sich innerhalb 
der von den gemeinschaftlichen und eigen- 
staatlichen Vorschriften hinsichtlich der Zu- 
sammensetzung und Anwesenheit der Be- 
satzung gezogenen Grenzen frei bewegen 
können; 

■ — in der ständigen Fahrt jeder ununterbrochene 
Zeitraum von mindestens sechs Stunden, wäh- 
rend dem die Besatzungsmitglieder frei über 
ihre Zeit verfügen und sich innerhalb der von 
den gemeinschaftlichen und eigenstaatlichen 
Vorschriften hinsichtlich der Zusammen- 
setzung und Anwesenheit der Besatzung ge- 
zogenen Grenzen frei bewegen können. 


ABSCHNITT 2 

Geltungsbereich 

Artikel 2 

1. Diese Verordnung gilt für die Besatzungsmit- 
glieder von Schiffen, die auf den Wasserwegen 
der Mitgliedstaaten Güter befördern. 

2. Während einer Übergangszeit bis zum Abschluß 
der in Absatz 3 vorgesehenen Verhandlungen 
findet die vorliegende Verordnung keine An- 
wendung auf Besatzungen von Schiffen, die 

— auf Wasserstraßen verkehren, die der Unter- 
suchungsordnung für Rheinschiffe und -flöße 
vom 18. November 1947 unterliegen und 
Unternehmen mit Sitz auf dem Gebiet von 
Drittländern gehören; 

— die auf Wasserstraßen verkehren, die dem 
Abkommen über die Arbeitsbedingungen der 
Rheinschiffer vom 21. Mai 1954 unterliegen 
und Unternehmen mit Sitz auf dem Gebiete 
der Schweiz gehören. 

3. Die Mitgliedstaaten nehmen unverzüglich die 

notwendigen Verhandlungen auf, um möglichst 
bis zum (18 Monate nach Erlaß der Ver- 

ordnung) 

— im Rahmen der Zentralkommission für die 
Rheinschiffahrt die Bestimmungen der Unter- 
suchungsordnung für Rheinschiffe und -flöße 
vom 18. November 1947 zu ändern, die sich 
mit den Bestimmungen der vorliegenden Ver- 
ordnung als unvereinbar erweisen sollten; 

— alle Bestimmungen des Abkommens über die 
Arbeitsbedingungen der Rheinschiffer vom 
21. Mai 1954 zu ändern, die sich mit den Be- 
stimmungen der vorliegenden Verordnung 
als unvereinbar erweisen sollten, oder um 
das Abkommen gegebenenfalls zu kündigen. 


Artikel 3 

Die Gemeinschaft wird mit dritten Ländern die im 
Hinblick auf die Anwendung dieser Verordnung 
erforderlichen Verhandlungen aufnehmen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die 
Besatzungsmitglieder: 

— der Fähren; 

— der Flöße und Wasserfahrzeuge, die mit Ma- 
schinen ausgestattet sind und keine Güter be- 
fördern; 


3 
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— der Schiffe mit einer Tragfähigkeit von weniger 
als 150 Tonnen mit Ausnahme der Schlepper und 
Schubboote; 

— der Schiffe, die vom Meer kommen oder dorthin 
zurückkehren und die Wasserstraßen nur be- 
nutzen, um in einem an diesen Straßen gelege- 
nen Hafen zu laden oder zu löschen; 

— der Fischereifahrzeuge, die zu diesem Zweck be- 
nutzt werden; 

— der Schiffe, die mit Rettungsmaterial oder Ab- 
schleppvorrichtungen für einen sofortigen Ein- 
satz ausgerüstet sind; 

— der Dienstschiffe der Verwaltung der Wasser- 
straßen, der Polizei, der Streitkrafte, der Feuer- 
wehr und alle anderen Dienstschiffe der öffent- 
lichen Hand; 

— der Schiffe, die ausschließlich zum Schleppen in 
den Häfen eingesetzt werden; 

— der Schubfahrzeuge, die ausschließlich zum 
Schieben in den Fläfen verwendet werden; 

— der Schiffe, die zum Schleppen in der Hochsee- 
schiffahrt eingesetzt werden, sofern sie nicht in 
der Binnenschiffahrt verwendet werden. 

ABSCHNITT 3 

Besatzung 

Artikel 5 

Die Besatzungsmitglieder müssen folgende Voraus- 
setzungen erfüllen: 

a) Der Schiffsführer 

muß mindestens 21 Jahre alt und mindestens 
vier Jahre in der See- oder Binnenschiffahrt tätig 
gewesen sein. Der Besuch einer Berufsschule für 
Binnenschiffer kann bei der Berechnung der in 
der Schiffahrt beschäftigt gewesenen Zeit ganz 
oder teilweise berücksichtigt werden. Diese Zeit 
kann auf drei Jahre herabgesetzt werden, wenn 
der Bewerber eine abgeschlossene Schiffsführer- 
ausbildung nachweisen kann; das Mindestniveau 
dieser Ausbildung wird vom Rat auf Vorschlag 
der Kommission spätestens ein Jahr nach In- 
krafttreten dieser Verordnung festgesetzt; 

b) Der Steuermann 

muß mindestens ein Jahr als Matrose oder Ma- 
trosen-Motorenwärter in der Binnenschiffahrt 
tätig gewesen sein; 

c) Der Matrose 

muß mindestens 17 Jahre alt sein und minde- 
stens ein Jahr in der See- oder Binnenschiffahrt 
als Mitglied einer Deckbesatzung gearbeitet 
haben. Der Besuch einer Berufsschule für Bin- 
nenschiffer kann bei der Berechnung der in der 
Schiffahrt beschäftigt gewesenen Zeit ganz oder 
teilweise berücksichtigt werden; 


d) Der Schiffsjunge 

muß mindestens 15 Jahre alt sein; 

e) Der Maschinist 

muß zusätzlich zu Grundkenntnissen der Ma- 
schinenlehre mindestens zv/ei Jahre eine Tätig- 
keit als Matrosen-Motorwart ausgeübt oder 
einen Berufsausbildungslehrgang besucht haben, 
dessen Mindestniveau vom Rat auf Vorschlag 
der Kommission spätestens ein Jahr nach In- 
krafttreten dieser Verordnung festgesetzt wird; 

f) Der Matrosen-Motorenwart 

muß zusätzlich zu Grundkenntnissen der Ma- 
schinenlehre mindestens ein Jahr als Matrose 
auf einem mit eigener Triebkraft ausgestatteten 
Schiff in der See- oder Binnenschiffahrt tätig 
gewesen sein. 

Artikel 6 

Jedes Besatzungsmitglied kann, wenn die Sicherheit 
des Schiffes oder der Ladung es erfordert, zu ande- 
ren Aufgaben als zu denjenigen, für die es gewöhn- 
lich zuständig ist, herangezogen werden, sofern es 
die hierzu erforderlichen geistigen und körperlichen 
Voraussetzungen erfüllt. 


Artikel 7 

1. Für die Zusammensetzung der Besatzungen für 
die verschiedenen Schiffsklassen gelten die im 
Anhang, der Bestandteil dieser Verordnung ist, 
festgelegten Mindestvorschriften. 

2. Während einer Frist, die in einem vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission zu bestimmenden 
Zeitpunkt endet, kann die Kommission den Mit- 
gliedstaaten auf deren Antrag die Genehmigung 
erteilen, für alle oder einen Teil von Verkehren 
auf Wasserstraßen ihres Hoheitsgebietes Rege- 
lungen anzuwenden, die von den in Absatz 1 
vorgesehenen Bestimmungen abweichen, soweit 
diese Abweichungen durch die besonderen Ver- 
kehrsverhältnisse auf diesen Wasserstraßen ge- 
rechtfertigt sind und die Regelungen folgenden 
Bedingungen entsprechen: 

a) den Bestimmungen dieser Verordnung ist 
Rechnung zu tragen; insbesondere müssen 
die Vorschriften der Abschnitte IV und V ein- 
gehalten werden können; 

b) die Regelungen sind auf die Erfordernisse 
der Verkehrssicherheit auf den betroffenen 
Wasserstraßen und auf den technischen Stand 
der Ausrüstung der betroffenen Fahrzeuge 
auszurichten I 

c) der erreichte Stand des sozialen Fortschritts 
in den betroffenen Mitgliedstaaten darf nicht 
unterschritten werden. 
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Auf die Rheinschiffahrt können keine abwei- 
chenden Regelungen angewendet werden. Als 
Rheinschiffahrt gilt die Schiffahrt auf dem Rhein 
ab Mittelbrücke Basel bis in das offene Meer, 
einschließlich des Rheinseitenkanals, des Pan- 
nerdensch kanaal, des Nederrijn, des Lek, des 
Waal, der Merwede, des Noord und der Nieuwe 
Maas. 

3. Die Kommission trifft die nach Absatz 2 erfor- 
derlichen Entscheidungen nach Beratung mit dem 
aufgrund der Entscheidung der Kommission vom 
28. November 1967 -) eingesetzten Paritätischen 
Beratenden Ausschusses für soziale Fragen in 
der Binnenschiffahrt und mit dem antragslellen- 
den Mitgliedstaat sowie gegebenenfalls mit den 
von den fraglichen Regelungen betroffenen Mit- 
gliedstaaten. 

Die Kommission teilt ihre Entscheidungen dem 
antragstellenden Mitgliedstaat innerhalb einer 
Frist von vier Monaten nach Eingang des An- 
trags mit; im Falle einer Beratung mit den ande- 
ren Mitgliedstaaten wird diese Frist auf sechs 
Monate verlängert. 

4. Die Mitgliedstaaten können in Einzelfällen die 
Herabsetzung der Besatzung bestimmen, wenn 
ein Fahrzeug mit moderneren technischen Mit- 
teln als den geforderten ausgerüstet ist, die ge- 
eignet sind, bestimmte Aufgaben der Besatzung 
zu übernehmen. Die Mitgliedstaaten unterrich- 
ten die Kommission über die nach dieser Vor- 
schrift ergriffenen Maßnahme^i. 

Artikel 8 

1. Der Besatzung dürfen keine weiblichen Mitglie- 
der angehören, wenn 

— die Ausrüstung des Schiffes schwer zu be- 
dienen ist; 

— das Schiff bei voller Abladung nicht ohne 
besonderen Kraftaufwand von einer Person 
gesteuert werden kann; 

— die Besatzung an Bord des Schiffes zu 
Arbeiten herangezogen wird, bei denen mit 
beidarmiger Kraft Lasten oder Ausrüstungs- 
gegenstände von mehr als 15 kg bewegt oder 
befördert werden oder bei denen Lasten oder 
Ausrüstungsgegenstände von mehr als 35 kg 
gemeinsam mit einer anderen Person be- 
fördert werden; als Arbeiten dieser Art sind 
auf jeden Fall das Fieren und Einholen 
schwerer Schleppstränge anzusehen; 

— für die weiblichen und männlichen Besat- 
zungsmitglieder auf dem Schiff keine ge- 
trennten Unterkunftsräume, Waschgelegcn- 
heiten und Toiletten vorhanden sind. Biese 
Vorschrift gilt jedoch nicht, wenn alle Be- 
satzungsmitglieder derselben Familie ange- 
hören. 


2. Die von jedem Mitgliedstaat gemäß Artikel 22 
zu bestimmenden zuständigen Behörden ent- 
scheiden, ob das Schiff für Frauenarbeit geeignet 
ist, und vermerken dies in einer Untersuchungs- 
bescheinigung. 

3. Eine Person, die Kinder unter sechs Jahren zu 
beaufsichtigen und zu pflegen hat und sich stän- 
dig an Bord befindet, kann nicht Besatzungsmit- 
glied sein. 

4. Frauen dürfen nach dem sechsten Schwanger- 
schaftsmoiiat und bis drei Monate nach ihrer Ent- 
bindung nicht beschäftigt werden. 

Artikel 9 

1. Die vorgeschriebene Besatzung muß während 
der Fahrt ständig an Bord sein. Der Antritt einer 
Fahrt ohne die vorgeschriebene Besatzung ist 
unzulässig. 

2. Schiffe, auf denen infolge außergewöhnlicher 
und unvorhergesehener Umstände, wie Krank- 
heit, Unfall oder Anordnung einer Behörde, 
höchstens ein Mitglied der vorgeschriebenen Be- 
satzung während der Fahrt ausfällt, können den- 
noch abweichend von Absatz 1 ihre Fahrt bis 
zum ersten Platz fortsetzen, wo sie festmachon 
und in Sicherheit liegen können. 

ABSCHNITT IV 

Schichtzeit 

Arbeit am Ruder und am Radarschirm 
Artikel 10 

1. Bei der Tagesfahrt beträgt die Höchstdauer der 
Schichtzeit: 

— 14 Stunden während der Zeit von März bis 
einschließlich Oktober; 

— ■ 12 Stunden während der Zeit von November 
bis einschließlich Februar. 

Die auf zwölf aufeinanderfolgende Wochen be- 
rechnete durchschnittliche Schichtzeit darf zwölf 
Stunden nicht überschreiten. Bei der Berechnung 
dieser durchschnittlichen Schichtzeit sind nur die 
Fahrtage und die Fahr-Liegetage zu berücksich- 
tigen. 

2. Bei der halbstündigen Fahrt darf die Schichtzeit 
höchstens zwölf Stunden betragen. 

3. Bei der ständigen Fahrt darf die Schichtzeit höch- 
stens acht Stunden betragen. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 297 
vom 7. Dezember 1967, geändert durch die Entschei- 
dung der Kommission vom 19. Juni 1970, Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 140 vom 27. Juni 
1970 
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Artikel 11 

Die ununterbrochene Arbeitsdauer am Ruder darf 
höchstens vier Stunden betragen. Ihr muß eine 
Ruhepause folgen. 


Artikel 12 

Die Beobachtungszeit am Radarschirm beträgt: 

bei der Tagesfahrt und halbständigen Fahrt höch- 
stens sieben Stunden je Schichtzeit; 

bei der ständigen Fahrt höchstens sieben Stunden 
innerhalb eines Zeitraumes von 24 Stunden. 

Die ununterbrochene Beobachtungszeit am Radar- 
schirm darf höchstens zwei Stunden betragen; die 
Beobachtung darf erst nach einer Unterbrechung 
von 30 Minuten wieder aufgenommen werden. 


Artikel 13 

Von den in den Artikeln 10, 11, 12, 14 und 15 vor- 
gesehenen Bestimmungen darf nur in folgenden 
Fällen abgewichen werden: 

a) wenn ein Besatzungsmitglied wegen Krankheit 
oder Unfall ausfällt und seine Arbeit von einem 
anderen Besatzungsmitglied übernommen wer- 
den muß; in diesem Fall ist die Abweichung nur 
bis zur nächsten den Umständen angemessenen 
Anlegestelle zulässig, wo das betreffende Besat- 
zungsmitglied gegebenenfalls das Schiff verlas- 
sen und ersetzt werden muß; 

b) wenn die Sicherheit des Schiffes oder seiner 
Ladung gefährdet ist. 


ABSCHNITT V 

Ruhezeiten und Ruhepausen 
Urlaub und Feiertage 

Artikel 14 

1. Bei der Tagesfahrt beträgt die Mindestdauer der 
Tagesruhe: 

— zehn aufeinanderfolgende Stunden während 
der Zeit von März bis einschließlich Oktober; 

— zwölf aufeinanderfolgende Stunden während 
der Zeit von November bis einschließlich 
Februar. 

Die auf zwölf aufeinanderfolgende Wochen be- 
rechnete durchschnittliche Tagesruhe muß minde- 
stens zwölf Stunden betragen. Bei der Berech- 
nung der durchschnittlichen Tagesruhe werden 
die periodischen Ruhezeiten, die Feiertage und 
die Urlaubstage nicht berücksichtigt. 


2. Bei der halbständigen Fahrt muß die Tagesruhe 
mindestens acht aufeinanderfolgende Stunden 
betragen. 

3. Bei der Tages- und halbständigen Fahrt muß die 
Tagesruhe einer Nachtruhe entsprechen, die bei 
der Tagesfahrt zwischen 18.00 und 8.00 Uhr und 
bei der halbständigen Fahrt zwischen 19.00 und 
7. 00 Uhr liegt. 

4. Bei der ständigen Fahrt muß die Tagesruhe min* 
destens sechs aufeinanderfolgende Stunden be- 
tragen. 

Die gesamte Mindestdauer der Tagesruhe be- 
trägt: 

— 12 Stunden bei einem Zeitraum von 24 Stun- 
den, 

— 24 Stunden bei einem Zeitraum von 48 Stun- 
den. 

5. Während der Tagesruhe kann das Besatzungs- 
mitglied über seine Zeit frei verfügen, sofern 
seine Anwesenheit an Bord nicht durch eine 
polizeiliche Sicherheitsvorschrift vorgeschrieben 
ist. 

Artikel 15 

In der Tages- und halbständigen Fahrt haben die 

Besatzungsmitglieder Anspruch auf Ruhepausen; 

ihre Mindestdauer beträgt insgesamt: 

— 30 Minuten bei einer Schichtzeit von mindestens 
fünf Stunden bis höchstens acht Stunden; 

— eine Stunde bei einer Schichtzeit von mindestens 
acht Stunden bis höchstens zwölf Stunden; 

— eine Stunde 30 Minuten bei einer Schichtzeit von 
mindestens zwölf Stunden und mehr. 

Diese Vorschriften finden auf die ständige Fahrt 

keine Anwendung. 


Artikel 16 

1. Jedes in der Tagesfahrt beschäftigte Besatzungs- 
mitglied hat als Ersatz für die wöchentliche 
Ruhe einen Anspruch auf jährlich mindestens 78 
Ruhetage; von diesen muß er mindestens 39 
Tage an seinem Wohnort verbringen können, und 
sie müssen mindestens zehn Sonntage umfassen. 

2. Jedes in der halbständigen oder ständigen Fahrt 
beschäftigte Besatzungsmitglied hat bei zwei 
Arbeitstagen Anspruch auf einen Ruhetag. Die 
Ruhetage sind innerhalb eines Zeitraumes von 
höchstens sechs Wochen zu gewähren; sie wer- 
den zusammengefaßt und müssen am Wohnort 
des Besatzungsmitgliedes verbracht werden 
können. 
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3. In der Tages- und halbstündigen Fahrt muß jede 
periodische Ruhezeit spätestens um 20 Uhr be- 
ginnen. Sie beträgt mindestens 36 aufeinander- 
folgende Stunden. Zwischen zwei periodischen 
Ruhezeiten dürfen höchstens 30 Arbeitstage 
liegen. 

Artikel 17 

1. Jedes Besatzungsmitglied hat einen Anspruch 
auf jährlich mindestens 30 Urlaubs- und Feier- 
tage. 

Die Ruhezeiten sind in diesen 30 Tagen nicht 
enthalten. 

2. Jedes Besatzungsmitglied hat Anspruch auf 
einen durchgehenden Jahresurlaub von minde- 
stens zwei Wochen. 

ABSCHNITT VI 

Hafenarbeit 

Artikel 18 

Bei Tätigkeiten der Besatzungsmitglieder in einem 
Hafen oder an einer sonstigen Anlegestelle gelten 
die bestehenden örtlichen Vorschriften über die 
Schichtzeit und die Ruhezeit, sofern sie im Ver- 
gleich zu den in den Abschnitten IV und V ent- 
haltenen Bestimmungen für die Besatzungsmitglie- 
der günstigere Mindest- bzw. Höchstnormen vor- 
sehen. 

ABSCHNITT VII 

Selbständige Binnenschiffer 

Artikel 19 

1. Die Vorschriften der Artikel 16 und 17 finden 
nicht auf selbständige Binnenschiffer An- 
wendung. 

2. Selbständige Binnenschiffer müssen jährlich 78 
Ruhetage nehmen. 

ABSCHNITT VIII 

Anwendung günstigerer Vorschriften 

Artikel 20 

1. Die in den Mitgliedstaaten geltenden Vorschrif- 
ten, die im Vergleich zu dieser Verordnung 
höhere Mindestnormen hinsichtlich des Mindest- 
alters, der Zusammensetzung der Besatzungen, 
der beruflichen Befähigung, der Ruhezeit und der 


Ruhepausen oder niedrigere Höchstnormen hin- 
sichtlich der Schichtzeit, der Arbeitszeit am 
Ruder oder der Beobachtungszeit am Radar- 
schirm vorsehen, bleiben anwendbar. 

Die Mitgliedstaaten können höhere Mindest- 
normen für das Mindestalter, die Zusammen- 
setzung der Besatzungen, die berufliche Befähi- 
gung, die Ruhezeit und die Ruhepausen oder 
niedrigere Höchstnormen für die Schichtzeit, die 
Arbeitszeit am Ruder oder die Beobachtungszeit 
am Radarschirm vorschreiben als diejenigen, die 
in dieser Verordnung festgelegt sind. 

2. Abweichend von den vorangehenden Absätzen 
gelten die genannten Vorschriften dieser Ver- 
ordnung weiterhin für Besatzungsmitglieder von 
Schiffen, die in einem anderen Staate zugelassen 
sind und Beförderungen im grenzüberschreiten- 
den Verkehr durchführen. 

3. Die Kommission unterbreitet dem Rat alle zwei 
Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
einen Bericht über die Entwicklung der Lage auf 
dem von diesem Artikel betroffenen Gebiet. 

ABSCHNITT IX 

Anwendung und Überwachung 

Artikel 21 

Die Kommission wird im Wege der Verordnung bis 
zum (18 Monate nach dem Erlaß der Verord- 

nung) 

a) das Muster eines Bordbuches, 

b) das Muster eines persönlichen Kontrollbuches, 
sowie die für ihre Benutzung erforderlichen Vor- 
schriften festlegen. 

Artikel 22 

Jeder Mitgliedstaat bestimmt die Behörden, die die 
Aufgabe haben, die Anwendung der im Anhang zu 
dieser Verordnung enthaltenen Vorschriften über 
die Zusammensetzung der Besatzungen zu gewähr- 
leisten. 

Artikel 23 

1. Die Kommission legt dem Rat und dem Europäi- 
schen Parlament alle zwei Jahre einen Gesamt- 
bericht über die Anwendung dieser Verordnung 
durch die Mitgliedstaaten vor. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
alle zwei Jahre die für den in Absatz 1 genann- 
ten Bericht erforderlichen Angaben nach einem 
Muster, das die Kommission nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten ausarbeitet. 
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ABSCHNITT X 

Schlußbestimmungen 

Artikel 24 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen bis zum (18 

Monate nach Erlaß der Verordnung) nach An- 
hörung der Kommission die zur Durchführung 
dieser Verordnung notwendigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften. 

Diese Vorschriften müssen sich unter anderem 
auf die Organisation, das Verfahren und die 
Mittel für die Überwachung sowie auf die Ahn- 
dung im Falle von Zuwiderhandlungen er- 
strecken. 

2. Die Mitgliedstaaten leisten sich bei der Anwen- 
dung der Verordnung, deren Überwachung und 
bei Ahndung von Verstößen gegenseitig Bei- 
stand. 


3. Erhalten die zuständigen Behörden eines Mit- 
gliedstaates Kenntnis von einer Zuwiderhand- 
lung eines der Gerichtsbarkeit eines anderen 
Mitgliedstaates unterliegenden Besatzungsmit- 
glieds gegen die Bestimmungen dieser Verord- 
nung, so können sie dies den Behörden dieses 
Staates melden. Die zuständigen Behörden teilen 
sich gegenseitig alle ihnen vorliegenden An- 
gaben über die Ahndung dieser Zuwiderhand- 
lungen mit. 

Artikel 25 

Die Artikel 2 Abs. 3, 5 Ziffer a und c, 7 Abs. 2 und 
3, 21 und 24 Abs. 1 finden unmittelbar mit dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung Anwendung. Die 
übrigen Vorschriften dieser Verordnung sind ab 
(18 Monate nach Erlaß der Verordnung) an- 
wendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Die Zusammensetzung der Besatzungen 

A. Definitionen 

Die Zusammensetzung der Besatzungen an Bord der 
im Güterverkehr verwendeten Schiffe wird nach- 
stehend für die drei folgenden Betriebsformen fest- 
gesetzt; 

— die Tagesfahrt (14 Stunden) nachstehend in den 
Tabellen unter (A) 

— die halbstündige Fahrt (18 Stunden) nachstehend 
in den Tabellen unter (B) 

— die ständige Fahrt (24 Stunden) nachstehend in 
den Tabellen unter (C). 

B. Zusammensetzung der Besatzungen der Schlepp- 
kähne, der Motorgüterschiffe und der Schlepper 

i. Schleppkähne 

1. Sind auf einem Schiff ohne eigene Triebkraft, 
das dazu bestimmt ist, geschleppt zu werden, die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt; 

d) die Steuereinrichtung kann auch bei höchstzu- 
lässiger Einsenkung von einer Person ohne be- 
sonderen Kraftaufwand bedient werden; 

b) auf Fahrzeugen mit über 350 t Tragfähigkeit ist 
eine Wechselsprechanlage zwischen dem Steuer- 
stand und dem Vorschiff vorhanden; 

c) auf Fahrzeugen mit über 350 t Tragfähigkeit sind 
die Lenz- und Deckwaschpumpen motorisiert; 

d) auf Fahrzeugen mit über 350 t Tragfähigkeit ist 
die Bugankerwinde und auf Fahrzeugen mit über 
750 t Tragfähigkeit ist die Heckankerwinde mo- 
torisiert; 

e) auf Fahrzeugen mit über 1000 t Tragfähigkeit 
sind die Scheerstöcke verschieb- oder schwenk- 
bar, oder es sind gleichwertige Einrichtungen 
wie Schiebe-Lukendächer vorhanden; 


so setzt sich die Besatzung wie folgt zusammen: 


Stufen 

Tragfähigkeit 

Besatzung 

A 

B 

C 



Schiffsführer 

1 

2 

2 

1 

150 bis 750 t 

Matrosen 

1 

1 

2 



Schiffsjungen 

- 

- 

- 


über 750 

Schiffsführer 

1 

2 

2 

2 

Matrosen 

1 

1 

2 


bis 1400 t 

Schiffsjungen 

1 

1 

1 



Schiffsführer 

1 

2 

2 

3 

Über 1400 

Matrosen 

2 

2 

3 


bis 2500 t 

Schiffsjungen 

- 





Schiffsführer 

1 

2 

2 

4 

über 2500 t 

Matrosen 

2 

2 

3 



Schiffsjungen 

1 

1 

1 


Anhang 

2. Sind eine oder mehrere der in Absatz 1 genann- 
ten Voraussetzungen nicht erfüllt, erhöht sich die 
vorgeschriebene Besatzung bei allen Betriebsformen 
in den Stufen 1 und 2 um einen Schiffsjungen und in 
den Stufen 3 und 4 um einen Matrosen. 

3. Sind alle in Absatz 1 genannten Voraussetzun- 
gen erfüllt und ist das Schiff mit Luckendächern aus- 
gestattet, deren Öffnung und Schließung durch eine 
mechanische Vorrichtung erfolgt, oder besitzt das 
Schiff einen offenen Lastraum, so kann in den 
Stufen 1, 2, 3 und 4 die Besatzung um einen Schiffs- 
jungen vermindert, oder es kann - wenn die Be- 
satzung keinen Schiffsjungen umfaßt - ein Matrose 
durch einen Schiffsjungen ersetzt werden. 


11. Motorgüterschiffe 

1. Sind auf einem Schiff mit eigener Triebkraft die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

a) die Steuereinrichtung kann auch bei höchstzuläs- 
siger Einsenkung von einer Person ohne beson- 
deren Kraftaufwand bedient werden; 

b) Sicht- und Schallzeichen können während der 
Fahrt vom Steuerstand aus gegeben werden; 

c) auf Schiffe mit über 350 t Tragfähigkeit ist eine 
Wechselsprechanlage zwischen Steuerstand und 
Vorschiff vorhanden; 

d) die Antriebsanlagen können vom Steuerstand 
aus betrieben werden; 

e) zur Überwachung der Antriebsanlagen werden 
in den Gefahrenbereichen 

— der Temperatur des Kühlwassers und des 
Drucks des Schmieröls von Hauptmotoren 
und Getrieben sowie 

— des öl- oder Luftdrucks der Anlagen, die 
unter öl- oder Luftdruck arbeiten, 

im Steuerstand Alarmgeräte ausgelöst; 

f) die unter e) genannten Geräte geben entweder 
durch Schall- oder Sichtzeichen Alarm; sie sind 
so beschaffen, daß sie während des Betriebes der 
Antriebsanlagen wirksam sind und in jeder 
Situation die Aufmerksamkeit des Schiffsführers 
auf sich lenken; 

g) die maschinellen Anlagen sind so beschaffen, daß 
die regelmäßig anfallenden Wartungsarbeiten 
während der Fahrt jederzeit unterbrochen wer- 
den können; 

auf Schiffen mit über 350 t Tragfähigkeit sind die 
Lenz- und Deckwaschpumpen motorisiert; 
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i) auf Schiffen mit über 350 t Tragfähigkeit ist die 
Bugankerwinde, auf Schiffen mit einer Länge 
von über 86 m auch die Heckankerwinde moto- 
risiert; 

j) bei Motorgüterschiffen der Stufen 2, 3 und 4 sind 
die Schleppstrangwinden von einer Person zu 
bedienen; 

k) auf Schiffen mit über 1000 t Tragfähigkeit sind 
die Scheerstöcke verschieb- oder schwenkbar, 
oder es sind gleichwertige Einrichtungen, wie 
z. B. Schiebelukendächer, vorhanden, 


so setzt sich die Besatzung wie folgt zusammen: 


Stufen 

Tragfähigkeit Besatzung 

A 

B 

C 



Schiffsführer 

1 

2 

2 



Steuerleute 

_ 

— 

— 

1 

150 bis 500 t 

Matrosen 

1 

1 

2 



Schiffsjungen 

- 

- 

- 



Schiffsführer 

1 

2 

2 

2 

über 500 

Steuerleute 

- 

- 

- 


bis 1000 t 

Matrosen 

1 

1 

3 



Schiffsjungen 

1 

1 

- 



Schiffsführer 

1 

2 

2 

3 

über 1000 

Steuerleute 

1 

1 

1 


bis 1600 t 

Matrosen 

2 

2 

3 



Schiffsjungen 

- 

- 

1 



Schiffsführer 

1 

2 

2 



Steuerleute 

1 

1 

1 

4 

über 1600 t 

Matrosen 

2 

2 

4 



Schiffsjungen 

1 

1 

- 


2. Auf Schiffen mit einer Maschinenleistung von 
mehr als 800 PS muß der Matrose durch einen Ma- 
trosen-Motorwart ersetzt werden, es sei denn daß 
die Maschinen versiegelt und wartungsfrei sind. 

3. Auf Schiffen mit einer Maschinenleistung bis 
800 PS muß ein Besatzungsmitglied den Motor so 
weit bedienen können, daß er ihn anzulassen und 
abzustellen vermag. 

4. Sind eine oder mehrere der in Absatz 1 genann- 
ten Bedingungen nicht erfüllt, so erhöht sich bei 
allen Betriebsformen die vorgeschriebene Besatzung 
für die Stufen 1 und 2 um einen Schiffsjungen und 
für die Stufen 3 und 4 um einen Matrosen. 

5. Sofern der Motor nur zur Vornahme kleiner 
Ortsveränderungen in Häfen und an Lade- oder 
Löschplätzen oder zur Erhöhung der Steuerfähigkeit 
des Fahrzeugs im Schleppzug verwendet wird, gilt 
das Schiff hinsichtlich der Besatzung als Schlepp- 
kahn. Die Beschränkungen der Verwendung sind in 
einer Untersuchungsbescheinigung einzutragen. 

6. Schleppt ein Motorgüterschiff mehr als ein Fahr- 
zeug, so erhöht sich die Besatzung in allen Stufen 
und bei allen Betriebsformen: 


— um einen Schiffsjungen bei zwei oder drei ge- 
schleppten Fahrzeugen 

— um einen Matrosen bei vier oder mehr ge- 
schleppten Fahrzeugen. 

Schleppt jedoch ein Motorgüterschiff in der Talfahrt 
nicht mehr als zwei leere Schleppkähne, die unter- 
einander längsseits gekuppelt sind, so erhöht sich 
die Besatzung des Motorgüterschiffes nicht. 

Schleppt ein Motorgüterschiff als Vorspann auf 
einem einzigen Schleppstrang, erhöht sich seine vor- 
geschriebene Besatzung nicht. 

III. Schlepper 

1. Sind auf einem Schiff mit eigener Triebkraft, 
das zum Schleppen bestimmt ist, folgende Bedingun- 
gen erfüllt: 

a) die Antriebsanlagen können vom Steuerhaus be- 
trieben werden; 

b) zur Überwachung der Antriebsanlagen werden 
in den Gefahrenbereichen 

— der Temperatur des Kühlwassers und des 
Drucks des Schmieröls von Hauptmotoren und 
Getrieben sowie 

— des öl- oder Luftdrucks in den unter Öldruck 
oder Luftdruck arbeitenden Anlagen 

im Steuerstand Alarmgeräte ausgelöst; 

c) die unter b) genannten Geräte geben entweder 
durch Schall- oder durch Sichtzeichen Alarm; sie 
sind so beschaffen, daß sie während des Be- 
triebes der Antriebsanlagen wirksam sind und 
unter allen Umständen die Aufmerksamkeit des 
Schiffsführers auf sich lenken; 

d) die Winden zur Handhabung der Anker und die 
Schleppstrangwinden sind motorisiert; 

e) die Schleppstrangwinden können von einer Per- 
son bedient werden. 


so setzt sich die Besatzung wie folgt zusammen: 


Stufen Maschinen- 

Besatzung 

A 

B 

C 

leistung 






Schiffsführer 

1 

2 

2 


Steuerleute 

- 

- 

- 


Matrosen 

- 

- 

1 

1 bis 250 PS 

Schiffsjungen 

- 

- 

- 


Maschinisten 

Matrosen- 

— 

— 

— 


Motorwart 

1 

1 

1 


Schiffsführer 

1 

2 

2 


Steuerleute 

- 

- 

- 

2 über 250 

bis 500 PS 

Matrosen 

Schiffsjungen 

Maschinisten 

Matrosen- 

1 

1 

1 

1 


Motorwart 

1 

1 

1 

0 
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Schiffsführer 

1 

2 

2 



Steuerleute 

- 


- 



Matrosen 

1 

1 

1 

3 

über 500 

Schiffsjungen 

- 

1 

1 


bis 750 PS 

Maschinisten 


- 

- 



Matrosen- 

Motorwart 

1 

1 

2 



Schiffsführer 

1 

2 

2 



Steuerleute 

- 


- 



Matrosen 

1 

1 

2 

4 

über 750 
bis 1000 PS 

Schiffsjungen 

Maschinisten 

1 

1 

1 

1 

1 



Matrosen- 

Motorwart 

- 

1 

1 



Schiffsführer 

1 

2 

2 



Steuerleute 

1 

1 

1 



Matrosen 

1 

1 

2 

5 

über 1000 
bis 2000 PS 

Schiffsjungen 

Maschinisten 

1 

1 

1 

1 

1 



Matrosen- 

Motorwart 

- 

1 

1 



Schiffsführer 

1 

2 

2 



Steuerleute 

1 

1 

1 



Matrosen 

2 

2 

4 

6 

über 2000 PS 

Schiffsjungen 

1 

~ 

- 



Maschinisten 

1 

1 

1 



Matrosen- 

Motorwart 

- 

1 

1 

2. 

Wird bei Stufe 2 

(250 PS bis 500 PS) 

nur 

ein 


Schleppstrang benutzt, oder ist nur eine Anhang- 
länge vorhanden, ist der Schiffsjunge nicht erforder- 
lich. 

3. Sind eine oder mehrere der in Ziffer 1 genann- 
ten Bedingungen nicht erfüllt, so erhöht sich die 
vorgeschriebene Besatzung um einen Matrosen- 
Motorwart. 


IV. Abweichungen und zusätzliche Vorschriften zu 
den Regelungen unter I, II und III 

1. Beträgt die Zahl der Steuerleute, Matrosen und 
Matrosen-Motorwarte in den oben unter I, II und III 
genannten Besatzung zwei oder mehrere Personen, 
kann ein Matrose durch zwei Schiffsjungen ersetzt 
werden. Dies gilt nicht für die ständige und halb- 
stündige Fahrt. 

Einer Besatzung können höchstens drei Schiffs- 
jungen angehören. 

Zwei Schiffsjungen können durch einen Matrosen 
ersetzt werden, wenn der Besatzung darüber hinaus 
ein Matrose, ein Matrosen-Motorwart oder ein 
Steuermann angehört. 


2. Befinden sich als vorgeschriebene Besatzung 
mehr als sechs Mitglieder an Bord, so darf, unab- 
hängig von der Betriebsform, kein Besatzungsmit- 
glied zu den allgemeinen Küchenarbeiten herange- 
zogen werden. 

3. Stimmt ein Schiff nach Größe, Bauart, Einrich- 
tung oder Zweckbestimmung nicht mit den oben 
unter I, II und III genannten Fahrzeugen überein, 
so haben die zuständigen Behörden des Mitglied- 
staates, in dem das Unternehmen, das Eigentümer 
des Schiffes ist, seinen Sitz hat, eine stärkere Be- 
satzung als die in den vorgenannten Bestimmungen 
vorgesehene Besatzung festzulegen, wenn anzuneh- 
men ist, daß die Besatzung nach den Bestimmungen 
unter I, II und III nicht für die Verkehrssicherheit 
des Schiffes ausreicht. 

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten legen 
ferner für jedes schwimmende Gerät, sofern es 
nicht durch Artikel 4 vom Anwendungsbereich der 
Verordnung ausgeschlossen ist, sowie für die 
Dampfschlepper unter Berücksichtigung ihrer Größe, 
Bauart, Einrichtung und Zweckbestimmung die er- 
forderliche Besatzung fest, die sich während der 
Fahrt an Bord befinden muß. 

4. Auf Schiffen, deren Besatzung größer ist als ein 
Schiffsführer und ein Matrose, kann die Besatzung 
um einen Schiffsjungen herabgesetzt werden, wenn 
dieser eine Schifferschule besucht und dies durch 
eine an Bord befindliche Bescheinigung nachgewie- 
sen wird. Diese Herabsetzung wird für eine un- 
unterbrochene Dauer von höchstens drei Monaten 
im Kalenderjahr gewährt. 

5. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
können die schriftliche Erlaubnis erteilen, daß auf 
Schiffen, die Unternehmen mit Sitz auf ihrem Ho- 
heitsgebiet gehören und deren Besatzung aus min- 
destens einem Schiffsführer und zwei weiteren Mit- 
gliedern besteht, die wenigstens die Eignung als 
Matrosen aufweisen, ein Matrose für drei Monate 
durch eine mindestens 18 Jahre alte Person ersetzt 
wird, die nicht die in Artikel 5 Buchstabe c der 
Verordnung verlangte Fahrpraxis abgeleistet hat. 
Diese Erlaubnis darf jedoch nur erteilt werden, 
wenn der Schiffsführer nachweist, daß es ihm trotz 
seiner Bemühungen nicht gelungen ist, die Be- 
satzung um den fehlenden Matrosen zu vervoll- 
ständigen. 


C. Zusammensetzung der Besatzungen von Schub- 
verbänden 

I. Schubverbände mit Standardschubbooten 

1. Die Besatzung von Verbänden mit Standard- 
schubbooten setzt sich wie folgt zusammen: 
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Zahl der Schub- ^ 

Stufe Maschinenleistung leichter Besatzung 


ABC 


bis 


1 500 PS 


0 

oder 

1 

oder 

9 


Schiffsführer 1 

Steuerleute - 

Matrosen 1 

Schiffsjungen - 

Maschinisten - 

Matrosen-Motorwarte 1 


2 2 

1 2 . 

1 2 


3 

oder 

mehr 


Schiffsführer 1 

Steuerleute - 

Matrosen 2 

Schiffsjungen ~ 

Maschinisten 

Matrosen-Motorwarte 1 


2 2 

2 3 

1 2 


2 über 500 bis 750 PS 


0 

oder 

1 

oder 

2 


Schiffsführer 1 

Steuerleute 1 

Matrosen 1 

Schiffsjungen - 

Maschinisten - 

Matrosen-Motorwarte 1 


2 

1 

1 


2 

1 

2 


1 


9 


3 

oder 

mehr 


Schiffsführer 1 

Steuerleute 1 

Matrosen 2 

Schiffsjungen - 

Maschinisten - 

Matrosen-Motorwarte 1 


2 

1 

2 


2 

1 

3 


3 über 750 bis 1000 PS 


3 

oder 

1 

oder 

2 


Schiffsführer 1 

Steuerleute 1 

Matrosen 2 

Schiffsjungen - 

Maschinisten 1 


Matrosen-Motorwarte 


2 

1 

1 




1 

9 


1 1 
1 1 


3 

oder 

mehr 


Schiffsführer 1 

Steuerleute 1 

Matrosen 3 

Schiffsjungen - 

Maschinisten 1 


Matrosen-Motorwarte 


2 


9 


1 

2 


1 

3 


1 1 
1 1 


4 über 1000 PS 


0 

oder 

1 

oder 

2 


Schiffsführer 1 

Steuerleute 1 

Matrosen 2 

Schiffsjungen - 

Maschinisten 1 


Matrosen-Motorwarte 


2 2 
1 1 
1 2 


1 1 
1 1 


3 

oder 

mehr 


Schiffsführer 

Steuerleute 

Matrosen 

Schiffsjungen 

Maschinisten 

Matrosen-Motorwarte 


1 2 2 

1 1 1 

3 2 3 

1 1 1 

1 1 
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il. Scluibverbande mit schiebendem Selbstfahrer 

1. Bei Schubverbänden mit schiebendem Selbst- 
fahrer 

— deren schiebender Selbstfahrer alle unter B II 
Ziffer 1 genannten Bedingungen erfüllt, 

— deren schiebender Selbstfahrer eine Schubplatt- 
form hat, und 


— die einen einzigen Schubleichter und in keinem 
Falle einen nicht umgerüsteten Schleppkahn um- 
faßt, setzt sich die Besatzung wie folgt zusam- 
men: 

Stufe Tragfähigkeit 

des schieben- 

den Selbst- 

Besatzung 

A 

B 

C 

fahrers 


Schiffsführer 

1 

2 

2 


Steuerleute 

__ 

_ 


1 50 bis 500 l 

Matrosen 

2 

2 

3 


Schiffsjungen 

- 

- 

-- 


Schiffsführer 

1 

2 

2 

2 über 500 

Steuerleute 

- 

- 

- 

bis 1000 t 

Matrosen 

2 

2 

4 


Schiffsjungen 

1 

1 

- 


Schiffsführer 

1 

2 

2 

3 über 1000 

Steuerleute 

1 

1 

1 

bis 1600 t 

Matrosen 

2 

2 

3 


Schiffsjungen 

~ 

- 

1 


Schiftsführer 

1 

2 

2 

4 über 1600 t 

Steuerleute 

1 

1 

1 

Matrosen 

2 

3 

4 


Schiffsjungen 

1 

1 

0 


2. Auf schiebenden Selbstfahrern mit einer Ma- 
schinenleistung von mehr als 800 PS ist ein Matrose 
durch einen Matrosen-Motorwart zu ersetzen. 


Auf schiebenden Selbstfahrern mit einer Maschinen- 
leistung bis 800 PS muß ein Besafzungsmitglied mit 
der Bedienung und Bewachung der Motoren ver- 
traut sein und ein weiteres Besatzungsmitglied den 
Motor so weit bedienen können, daß es ihn anzu- 
lassen und abzustellen vermag. 

3. Sind eine oder mehrere der unter B II Ziffer 1 
genannten Bedingungen nicht erfüllt, so erhöht sich 
in allen Betriebsformen die Besatzung für die 
Stufen 1 und 2 um einen Schiffsjungen, für die 
Stufen 3 und 4 um einen Matrosen. 

4. Hat der schiebende Selbstfahrer keine Schub- 
plattform, so müssen sich die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten bei jedem Verband vorführen 
lassen, wie die Fahrzeuge miteinander gekuppelt 
werden. 

Steilen diese dabei fest, daß zu einem ordnungs- 
gemäßen Kupplungsmanöver auch unter ungün- 
stigen Verhältnissen (Regen, Eis usw.) die vorge- 
schriebene Deckbesatzung nicht ausreicht, müssen 
sie die Besatzung je nach Sachlage verstärken. 


III. Schubverbände mit umgebauten Schleppern 

1. Bei Verbänden, die von einem umgerüsteten 
Schlepper bewegt werden, der nicht alle Einrich- 
tungen eines Standardschubbootes hat und bei 
denen weiter 

— das Schlepper-Schubboot die Bedingungen unter 
B III Ziffer 1 Buchstabe a, b und c erfüllt und die 
mit motorisierten Ankerwinden ausgerüstet ist 
und 

— in die nicht mehr als zwei Schubleichter einge- 
stellt sind, 

setzt sich die Besatzung wie folgt zusammen: 


Stufe Maschinenleistung 

Anzahl der 
Schubleichter 

Besatzung 

A 

B 

C 

1 bis zu 500 PS 

1 oder 2 

Schiffsführer 

1 

2 

2 



Steuerleute 

~ 

- 




Matrosen 

2 

2 

3 



Schiffsjungen 

- 

- 

- 



Maschinisten 

- 

- 

- 



Matrosen-Motorwarte 

1 

1 

2 


2 

über 500 bis 750 PS 

1 oder 2 

Schiffsführer 

1 

2 

2 




Steuerleute 

1 

1 

1 




Matrosen 

2 

2 

3 




Schiffsjungen 

~ 

- 





Maschinisten 

- 

- 

- 




Matrosen-Motorwarte 

1 

1 

2 
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3 

über 750 bis 1000 PS 

1 oder 2 

Schiffsführer 

1 

2 

2 




Steuerleute 

1 

1 

1 




Matrosen 

3 

2 

4 




Schiffsjungen 

- 

- 

- 




Maschinisten 

1 

1 

1 




Matrosen-Motorwarte 

- 

1 

1 

4 

Über 1000 PS 

1 oder 2 

Schiffsführer 

1 

2 

2 




Steuerleute 

1 

1 

1 




Matrosen 

3 

2 

4 




Schiffsjungen 

- 

- 

- 




Maschinisten 

1 

1 

1 




Matrosen-Motorwarte 

— 

1 

1 


2, Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
lassen sich vorführen, wie die einzelnen Fahrzeuge 
des Verbandes miteinander gekuppelt werden. Wird 
dabei festgestellt, daß zur ordnungsgemäßen Aus- 


führung dieser Manöver, auch unter ungünstigen 
Verhältnissen (Regen, Eis usw.) die in der Tabelle 
unter 1 vorgeschriebene Besatzung nicht ausreicht, 
müssen sie diese je nach Sachlage verstärken. 
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Begründung 


I. Allgemeine Erwägungen 

Dieser Verordnungsvorschlag wurde in Anwendung 
der Entscheidung des Rates vom 13. Mai 1965 über 
die Harmonisierung bestimmter Vorschriften, die 
den Wettbewerb im Eisenbahn-, Straßen- und Bin- 
nenschiffsverkehr beeinflussen^), insbesondere des 
Abschnittes III, erstellt. 

Nach Artikel 10 dieser Entscheidung sollen im Be- 
reich jedes einzelnen Verkehrsträgers die Vorschrif- 
ten über die Arbeitsbedingungen auf dem Wege des 
Fortschritts angeglichen werden; diese Angleichung 
soll zu einem späteren Zeitpunkt durch die gegen- 
seitige Anpassung der für die drei Verkehrsträger 
geltenden Vorschriften untereinander ergänzt wer- 
den. Artikel 11 sieht die Vereinheitlichung der Vor- 
schriften über die Zusammensetzung des Fahrper- 
sonals im Bereich eines jeden Verkehrsträgers vor. 
Gemäß Artikel 13 sollen die Vorschriften über die 
A.rbeits- und Ruhezeit im Bereich eines jeden Ver- 
kehrsträgers sowie die Überstundenregelungen har- 
monisiert werden. Artikel 13 sieht unter anderem 
im Bereich der Binnenschiffahrt die Einführung 
eines Heftes vor, das im Einzeifall die Überwachung 
der Einhaltung der Arbeitszeitvorschriften ermög- 
licht. 

Aus dieser Entscheidung geht hervor, daß die für 
die Binnenschiffahrt zu treffenden Bestimmungen 
zwar in erster Linie auf die Angleichung der Wett- 
bewerbsbedingungen dbzieien sollen, diese aber 
zwangsläufig auch auf die Verbesserung der sozia- 
len Bedingungen sowie der Sicherheit im Bereich 
dieses Verkehrsträgers hinauslaufen müssen. Diese 
drei Ziele sind eng verflochten und müssen gleich- 
zeitig verfolgt werden. 

Ein solches Vorgehen entspricht im übrigen dem 
von der Kommission in ihrer Mitteilung an den Rat 
über die weitere Entwicklung der gemeinsamen 
Verkehrspolitik vom 24. Oktober 1973 -) entworfe- 
nen Konzept. Das von der Kommission erstellte 
Arbeitsprogramm für den Zeitraum 1974 bis 1976 
(siehe Ziffer 71) sieht die erste Phase der Verwirk- 
lichung der genannten Ziele vor. 

Um die erstrebte Harmonisierung zu erreichen, sind 
in der gegenwärtigen Lage erhebliche Fortschritte 
notwendig. Die vorliegenden Vorschläge stellen, 
wie bereits erwähnt, eine erste Stufe dar, von der 
aus dann weitere Etappen unter Berücksichtigung 
der gesammelten Erfahrungen, der technischen Ver- 
besserungen und der wirtschaftlichen und sozialen 
Lage in der Gemeinschaft zurückgelegt werden kön- 
nen. Auf dieser ersten Stufe werden durch die Auf- 
stellung von Mindest- bzw. Llöchstnormen die Vor- 
aussetzungen, die die Besatzungsmitglieder zu erfül- 
len haben (Alter und Befähigung), die Zusamm.en- 
setzung der Besatzungen für die verschiedenen 


I Schiffstypen, die Schichtzeit, die Arbeitszeit am 
Ruder und am Radarschirm, die Ruhezeit, die Ruhe- 
pausen, der Jahresurlaub und die Feiertage geregelt. 

In einer zweiten Phase werden auch die anderen 
Arbeitsbedingungen - etwa die Arbeitszeit - har- 
monisiert und in diesem Zusammenhang auch die 
Angleichung der Überstundenregelungen in Angriff 
genommen werden müssen. Diese Arbeit ist auf- 
grund ihres komplizierten Charakters äußerst 
schwierig. Sie setzt Erfahrung voraus, die nament- 
lich auch mit der Anwendung der vorgeschlagenen 
Regelung gesammelt werden soll. Daher enthält der 
vorliegende Vorschlag entgegen den Festlegungen 
in Artikel 12 der Entscheidung Nr. 65/271 /EWG des 
Rates vom 13. Mai 1965 noch keine die Überstunden 
betreffenden Bestimmungen. 

Soweit in den Mitgliedstaaten Vorschriften für die 
im vorliegenden Vorschlag behandelten Gebiete be- 
stehen, zeigen sie erhebliche Unterschiede. Dies 
wurde auch in einem von der Kommission verfaß- 
ten Dokument dargestellt (KOM/V/21 22/68). Um das 
Ausmaß dieser Unterschiede zu beurteilen, genügt 
es, einige Beispiele zu nennen: 

In Belgien beläuft sich die Schichtzeit in der Regel 
auf zehn Stunden, in der Bundesrepublik hingegen 
bestehen wegen der langen Bereitschaftszeit keine 
Vorschriften hinsichtlich der Schichtzeit; es sei dar- 
an erinnert, daß in der Rheinsuiiffahrt die Schicht- 
zeit im allgemeinen 16 Stunden beträgt, nach dem 
Pariser Übereinkommen 14 Stunden im Sommer und 
zwölf Stunden im Winter. 

Einzelstaatliche Vorschriften über die Zusammen- 
setzung der Besatzungen bestehen in der Bundes- 
republik Deutschland, in Belgien und in Italien. In 
den Niederlanden, in Frankreich und im Vereinig- 
ten Königreich bestehen solche nicht. 

Es war darauf zu achten, daß sich jede Harmoni- 
sierung in dem von dieser Verordnung erfaßten Be- 
reich in ausgewogenen Maßnahmen niederschlägt. 
Daher müssen nicht nur die wirtschaftliche Lage der 
Binnenschiffahrt, sondern auch die im sozialen Be- 
reich durch die anderen beiden Verkehrsträger er- 
zielten Fortschritte berücksichtigt werden. Letzteres 
betrifft insbesondere etwa den Straßenverkehr auf- 
grund der Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 
543/69 des Rates vom 25. März 1969 über die Har- 
monisierung bestimmter Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr 3). 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, Seite 1500/65 

^) KOM(73) 1725 endg. 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969, S. 49 
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Die für die Rheinschiffahrt festgelegten Vorschriften 
über die Arbeitsbedingungen, die Zusammensetzung 
der Besatzungen und die Kontrollen*^) stellen, ob- 
wohl sie bisher nur zum Teil durchgeführt wurden, 
einen wichtigen Präzedenzfall dar. Daher schien es 
zweckmäßig, diesen Vorschriften Rechnung zu 
tragen, hierbei aber zu berücksichtigen, daß sich die 
Gemeinschaftsregelung auch auf Binnenschiffahrts- 
arten zu erstrecken hat, die sich von der Rheinschiff- 
fahrt unterscheiden. 

Die Gemeinschaftsregelung muß sich zur Verwirk- 
lichung der oben genannten Harmonisierungsziele 
notwendig auf die gesamte Binnenschiffahrt erstrek- 
ken, ohne Unterschiede hinsichtlich der Staatsange- 
hörigkeit der Schiffseigentümer oder der Besatzun- 
gen und der Heimathäfen der Schiffe. Soweit Rechte 
von Staatsangehörigen eines Drittlandes, die sich 
aus vor Inkrafttreten des Rom-Vertrages zwisdien 
Mitgliedstaaten und diesem Drittland geschlosse- 
nen Übereinkommen ergeben, mit der Gemein- 
schaftsregelung unvereinbar sind, sind diese Unver- 
einbarkeiten gemäß Artikel 234 des EWG-Vertrages 
zu beseitigen. 

Um diesen Vorschlag auszuarbeiten, hat die Kom- 
mission eingehende Untersuchungen durchgeführt 
und sachverständige Stellungnahmen eingeholt, in- 
dem sie die anstehenden Fragen im Rahmen des 
Beratenden Ausschusses für die sozialen Probleme 
in der Binnenschiffahrt*^) und auch mit Regierungs- 
sachverständigen gründlich geprüft hat. 

Vorschriften über Kontrollen und Ahndungen sind 
erforderlich, um die Einhaltung der Vorschriften 
dieser Verordnung zu gewährleisten; sie müssen 
wirksam sein, unterschiedslos angewandt werden 
und für die Behörden mit den geringsten Kosten 
verbunden sein. Zu diesem Zweck sind gemeinsame 
Vorschriften über das Muster eines Bordbuches und 
eines persönlichen Kontrollbuches festzulegen, die 
den vorliegenden Vorschlag ergänzen werden. 

11. Besondere Erwägungen 
Artikel 1 

Um jegliche Ungewißheit hinsichtlich der Tragweite 
der Vorschriften auszuschalten, waren einige Grund- 
begriffe der Verordnung genau zu definieren. 

Artikel 2 

Aus Gründen des Wettbewerbs, der Sicherheit der 
Schiffahrt sowie aus sozialpolitischen Gründen muß 
sich der Anwendungsbereich dieser Verordnung auf 
alle auf den Wasserstraßen der Gemeinschaft fah- 
renden Besatzungen, einschließlich der Besatzungen 
der in einem Drittland zugelassenen Schiffe, er- 
strecken. 

Bei internationalen Übereinkommen, die sowohl die 
Mitgliedstaaten wie Drittländer binden und deren 


Bestimmungen mit dieser Verordnung unvereinbar 
sind, müssen diese Unvereinbarkeiten gegebcuv n- 
falls nach dem in Artikel 234 des EWG-Vertrages 
vorgesehenen Verfahren beseitigt werden. 

Solche Unvereinbarkeiten können namentlich 
gegenüber der Schweiz erheblich werden, deren 
Schiffahrt auf dem Rhein für die von diesci^ Verord- 
nung geregelten Fragen, der Untersuchungsordnuiig 
von 1947 und dem Abkommen über die Arbeits- 
bedingungen der Rheinschiffer von 1954 untcrliv'i'yi. 
Das letztgenannte Abkommen enthält eine Klausel, 
die jeden Vertragstaat*') berechtigt, das Abkommen 
zu kündigen; die Kündigung wird ein vlahr nach 
Empfang der an den Generaldirektor des Inl.e”- 
nationalen Arbeitsbüros zu richtenden Notifizierimg 
rechtswirksam. 

Fühlbare Unterschiede der Untersuchungsorcinung 
und des Abkommens von 1954 im Vergleicb mit der 
vorliegenden Verordnung, die für die Anvcendiing 
der Verordnung erheblich sind, betreffen :iie Be- 
stimmungen hinsichtlich der Schichtzeit, der t.eg- 
lichen Ruhezeiten, die periodischen Ruhezeiten und 
des Jahresurlaubs einschließlich Ferientage, fiu 
welche die Gemeinschaftsverordnung strengere bzw. 
sozial günstigere Vorschriften vorsieht. Um auf dem 
Rhein eine einheitliche Regelung sicherzustellen, 
erscheint es somit erforderlich, bis zu dem in Arti- 
kel 25 vorgesehenen Zeitpunkt der Anwendung der 
Gemeinschaftsverordnung alle Unvereinbarkeiten 
zwischen der Gemeinschaftsverordnung und den ge- 
nannten Übereinkommen zu beseitigen. 

Der Zeitraum von der Verabschiedung der Gemein- 
schaftsverordnung bis zu dem in Artikel 25 festge- 
legten Zeitpunkt der Anwendung (18 Monate) 
scheint ausreichend, um es den Mitgliedstaaten nach 
dem in Artikel 234 EWG-Vertrag vorgesehenen 
Verfahren zu ermöglichen, auf dem Wege der Ver- 
handlungen alle Probleme zu lösen, die durch die 
fraglichen Unvereinbarkeiten aufgeworfen sind. 
Diese Verhandlungen müssen zur Anpassung der 
beiden Übereinkommen an die Gemeinschaftsver- 
ordnung, oder aber, jedenfalls soweit das Abkom- 
men von 1954 betroffen ist und dies erforderlich 
sein sollte, zu einer Kündigung dieses Abkommens 
führen. Für den Fall, daß die Verhandlungen bis 
zum Zeitpunkt der Anwendung der Verordnung 


4) Untersuchungsordnung der Rheinschiffe und -flöße vom 
18. November 1947. Am 27. Juli 1959 in Paris geschlos- 
senes und am 21. Mai 1954 in Genf unterzeichnetes 
Abkommen über die Arbeitsbedingungen der Rhein- 
schiffer. 

'’^) Eingesetzt durch den Beschluß der Kommission vom 
28. November 1967, Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 297 vom 7. Dezember 1967, geändert 
durch den Beschluß der Kommission vom 19, Juni 1970, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 140 
vom 27, Juni 1970. 

6) Vertragstaaten: Bundesrepublik Deutschland, Belgien, 
Frankreich, Niederlande und Schweiz. 
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noch nicht zu den gewünschten Ergebnissen geführt 
haben, waren für Drittländer bzw. für die Schweiz, 
Ausnahmeregeiungen vorzusehen (Absatz 2 dieses 
Artikels). 

Artikel 3 

Es ist davon auszugehen, daß zwischen der Gemein- 
schaft und Drittländern Verhandlungen notwendig 
werden, um Probleme zu regeln, die sich für diese 
Länder aus der eigentlichen Anwendung der vor- 
liegenden Verordnung ergeben können. Im Inter- 
esse der Sicherheit und aus Wettbewerbsgründen 
muß vor allem gewährleistet sein, daß die Gemein- 
schafts Vorschriften auf dem Hoheitsgebiet der Ge- 
meinschaft auch von den Staatsangehörigen aus 
Drittländern eiiigehalten werden. Ein wirksames 
Kontrollsystem im grenzüberschreitenden Verkehr 
mit Drittländern könnte es deshalb etwa erforder- 
lidi machen, daß für einige Punkte dieses Systems 
eine Einigung über gemeinsame oder abgestimmte 
Lösungen zustande kommt. Die Gemeinschaft wird 
mit Drittländern gegebenenfalls Übereinkommen 
schließen, um anstehende gemeinsame Probleme zu 
regeln. 

Artikel 4 

Diese Bestimmung sieht vor, daß die Verordnung 
auf die Besatzungen bestimmter Schiffstypen mit 
geringerer Tonnage oder solcher Fahrzeuge, die auf 
dem Verkehrsmarkt nicht in Erscheinung treten, 
keine Anwendung findet. 

Artikel 5 

In dieser Vorschrift werden die an das Alter und 
die Befähigung geknüpften Voraussetzungen ge- 
nannt, die die Besatzungsmitglieder zu erfüllen 
haben. 

Artikel 6 

Diese Bestimmung ergibt sich aus den technischen 
Besonderheiten der Binnenschiffahrt und bezweckt 
die Sicherheit des Schiffes und der Ladung. 

Artikel 7 

Die Regelung der Zusammensetzung der Besatzun- 
gen in der Binnenschiffahrt ist für die Verwirk- 
lichung der mit der sozialen Harmonisierung in der 
Gemeinschaft verfolgten Ziele wesentlich. Aus die- 
sem Grunde sieht die Entscheidung des Rates vom 
13. Mai 1965 in Artikel 11 ausdrücklich die Verein- 
heitlichung der Besatzungsvorschriften vor. 

Die in der Anlage der vorliegenden Verordnung 
festgelegten Mindestnormen finden als Regelord- 
nung auf grundsätzlich allen Wasserstraßen der Ge- 
meinschaft Anwendung. Damit wird der entschei- 
dende Schritt zur Vereinheitlichung der Beman- 


nungsvorschriften getan. Es schien zweckmäßig, sich 
bei der Festlegung der Normen für alle betroffenen 
Fahrzeuge (Schleppkähne, Motorschiffe, Schlepper 
und Schubschiffe) auf die nach der Untersuchungs- 
ordnung vom 13. November 1947 für die Rhein- 
schiffahrt gegenwärtig geltenden Bestimmungen als 
einer seit Jahren im nationalen und internationalen 
Verkehr bewährten Ordnung zu stützen. Eine der 
Betriebsform C (halbständige Fahrt ~ 20 Stunden) 
der genannten Untersuchungsordnung entsprechen- 
de Betriebsform wurde nicht berücksichtigt; die in 
der Anlage der vorliegenden Verordung vorgesehe- 
nen Normen für die halbständige Fahrt B (18 Stun- 
den) entsprechen denjenigen der verkürzten halb- 
stündigen Fahrt B (18 Stunden) der Untersuchungs- 
ordnung. 

Bei der Regelung der Zusammensetzung der Be- 
satzung muß jedoch auch der unterschiedlichen Be- 
schaffenheit und den unterschiedlichen Anforderun- 
gen einzelner Wasserstraßen oder Teile dieser 
Wasserstraßen Rechnung getragen werden. Aus die- 
sem Grunde war zunächst in Absatz 2 dieser Be- 
stimmung vorzusehen, daß den Mitgliedsländern 
die Möglichkeit gewisser abweichender Regelungen 
für die auf ihrem Gebiet gelegenen Wasserwege im 
Sinne strengerer oder auch weniger strenger An- 
forderungen offen bleibt. Solche Abweichungen 
müssen jedoch durch die bestehenden besonderen 
Verhältnisse wirklich gerechtfertigt sein und sich 
im Rahmen gewisser Erfordernisse halten, wie sie 
namentlich durch die übrigen Bestimmungen dieser 
Verordnung, durch objektive Bedingungen bezüg- 
lich der Sicherheit (Profil des Wasserweges, Strö- 
inungsverhältnisse, Verkehrsdichte etc.) und durch 
die Beschaffenheit der Fahrzeuge gegeben sind. Die 
Regelungen müssen sich auch an die in der Anlage 
vorgegebene Einteilung halten. Da zwischen dem 
Erlaß und der Anwendung der vorliegenden Ver- 
ordnung eine Frist von 18 Monaten vorgesehen ist 
(vgl. Artikel 25), können einzelstaatliche Abwei- 
chungen gegebenenfalls rechtzeitig bis zur Anwen- 
dung der Verordnung festgelegt und erlassen 
werden. 

Das Interesse an der Einheitlichkeit der Gemein- 
schaftsordnung gebietet es, die nach Absatz 2 mög- 
lichen abweichenden Regelungen der Mitgliedstaa- 
ten der Zustimmung der Kommission zu unter- 
werfen. Die Kommission erteilt ihre Zustimmung, 
falls die in Absatz 2 genannten Bedingungen erfüllt 
sind. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Möglichkeit für ab- 
weichende Regelungen darf nur Übergangscharakter 
haben. Nach einer vom Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission noch zu bestimmenden Zeitspanne muß ver- 
sucht werden, die bis dahin bestehenden einzel- 
staatlichen Ausnahmeregelungen nach Maßgabe der 
mit Artikel 11 der genannten Ratsentscheidung ver- 
folgten Ziele ebenfalls zu vereinheitlichen. Die um- 
fassende Vereinheitlichung der Bemannungsvor- 
schriften kann so im Interesse der im einzelnen noch 
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zu sammelnden Erfahrungen und mit Rücksicht auf 
die erforderlichen Anpassungen des Gewerbes 
schrittweise erfolgen. 

Da die in der Anlage festgelegten Gemeinschafts- 
normen im wesentlichen den gegenwärtig gelten- 
den Normen der Untersuchungsordnung für die 
Rheinschiffahrt entsprechen, ist die Möglichkeit ab- 
weichender Regelungen nach Absatz 2 für die 
Rheinschiffahrt auf jeden Fall auszuschließen. 

Für die Anwendung abweichender einzelstaatlicher 
Regelungen wird das Territorialitätsprinzip gelten; 
d. h. auch im grenzüberschreitenden Verkehr wer- 
den die jeweils vorgeschriebenen strengeren oder 
auch weniger strengeren Ausnahmebestimmungen 
auf alle Fahrzeuge bzw. deren Besatzungen ange- 
wendet, die auf Wasserstraßen verkehren, für die 
die abweichenden Bestimmungen erlassen sind. 

Da abweichende einzelstaatliche Regelungen nach 
Absatz 2 der Zustimmung der Kommission unter- 
worfen sind, waren in Absatz 3 besondere Verfah- 
rensgrundsätze festzulegen. Die Kommission wird 
die notwendigen Entscheidungen innerhalb ange- 
messener Fristen treffen. Sie berät sich zuvor mit 
den Sozialpartnern und den Regierungssachverstän- 
digen des antragstellenden Mitgliedstaates und ge- 
gegebenenfalls, d. h. wenn die Sachlage es gebietet, 
auch mit den übrigen Mitgliedstaaten, die von den 
fraglichen Regelungen betroffen sind. 

Um den technischen Fortschritt und seine rasche 
Anwendung nicht zu behindern, sieht Absatz 4 die 
Möglichkeit vor, in Einzelfällen die vorgeschriebene 
Besatzung herabzusetzen, sofern die technische Aus- 
rüstung des Fahrzeuges, insbesondere etwa seine 
Automatisierung es zuläßt. Eine solche Herabset- 
zung ist bei den einzelnen in Frage kommenden 
Fahrzeugen von den zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten festzulegen. Um die Kommission über 
die Entwicklungen auf diesem Gebiete auf dem Lau- 
fenden zu halten, wird sie von den Mitgliedstaaten 
über die in dieser Hinsicht ergriffenen Maßnahmen 
unterrichtet. 


Artikel 8 

Bei der Anwesenheit von Frauen an Bord eines 
Schiffes sind zwei Fälle zu unterscheiden: 

— die Frau ist Familienmitglied eines Partikulier- 
schiffers; 

— die Frau gehört nicht zur Familie eines Partiku- 
lierschiffers, wird aber in der Binnenschiffahrt 
beschäftigt. 

Im Interesse des sozialen Schutzes und der Sicher- 
heit kann die Frau eines Partikulierschiffers, die sich 
um kleine Kinder unter sechs Jahren kümmern muß 
und ständig an Bord befindet, nicht die Aufgaben 
eines Besatzungsmitgliedes wahrnehmen. 


Zum zweiten Fall ist zu bemerken, daß mit Rück- 
sicht auf den Grundsatz der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau auch Frauen grundsätzlich Zugang 
zu den Berufen der Binnenschiffahrt haben müssen. 
Daher wurden solche Voraussetzungen, die für 
Frauen als diskriminierend angesehen werden kön- 
nen, nicht in die Gemeinschaftsregelung aufgenom- 
men. 

Hingegen war es unerläßlich, solche Vorschriften 
aufzunehmen, die es verbieten, daß Frauen allzu an- 
strengende Arbeiten übertragen werden. 

Artikel 9 

Im Interesse der Sicherheit dürfen Schiffe nur fah- 
ren, wenn die Besatzung vollzählig ist. Ausnahmen 
von dieser Regel können in außergewöhnlichen 
Situationen, infolge unvorhergesehener Ereignisse 
wie Unfall, Krankheit usw., zugelassen werden. 


Artikel 10 

Bei der Festsetzung der Schichtzeit ist darauf zu 
achten, daß eine körperliche Überbeanspruchung 
vermieden wird, die für einen wirtschaftlichen 
Transportbetrieb notwendige Elastizität gewähr- 
leistet und der allgemeinen wirtschaftlichen und 
sozialen Lage Rechnung getragen wird. Um den Be- 
triebsablauf der Schiffahrtsunternehmen nicht zu be- 
hindern, enthält dieser Vorschlag zunächst noch 
verhältnismäßig lange Schichtzeiten. Diese werden 
zu einem späteren Zeitpunkt schrittweise zu ver- 
kürzen sein. 


Artikel 11 und 12 

Mit Rücksicht auf die besonderen Merkmale der Ar- 
beit am Ruder und bei der Beobachtung des Radar- 
schirms ist es namentlich aus Sicherheitsgründen 
unerläßlich, für diese Tätigkeiten besondere Grenz- 
werte vorzusehen. 


Artikel 13 

In besonderen Situationen - z. B. wenn ein Besat- 
zungsmitglied verunglückt und durch ein anderes 
Mitglied ersetzt werden muß, oder wenn das Schiff 
und die Ladung durch höhere Gewalt in Gefahr ge- 
rät - muß es möglich sein, von den Vorschriften 
über die Schichtzeit und die ununterbrochene Ar- 
beitszeit abzuweichen, sofern die Abweichungen zur 
Bewältigung der Lage notwendig sind und solange 
die besondere Lage andauert. 


Artikel 14 

Die im Vorschlag vorgesehenen täglichen Ruhe- 
zeiten stellen eine Ergänzung der Schichtzeiten dar. 
Wie diese bedeuten auch die vorgesehenen Ruhe- 
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Zeiten im Vergleich zur gegenwärtigen Lage eine 
erhebliche Verbesserung; dies wird insbesondere 
durch das System der durchschnittlichen Ruhezeit 
bei der „Tagesschiffahrt" erreicht, ein System, das 
die für den Betrieb der Schiffe notwendige Elastizi- 
tät unbeeinträchtigt läßt. 


Artikel 15 

Trotz der vorgesehenen Schichtzeitbeschränkungen 
wäre die sich hieraus ergebende Anwesenheitszeit 
zu lang. Daher sind Ruhepausen vorgesehen, deren 
Dauer von der Dauer der Schichtzeit abhängt, wobei 
die sehr kurzen Arbeitsunterbrechungen nicht als 
Ruhepausen, sondern als Anwesenheitszeit gelten 
(vgl. auch Artikel 1 Ziffer 6). 


Artikel 16 

Eine obligalorische wöchentliche Ruhezeit wäre un- 
vereinbar mit der für einen wirtschaftlichen Betrieb 
der Schiffe notwendigen Elastizität. Außerdem 
würde es in vielen Fällen auch den Interessen der 
Arbeitnehmer zuwiderlaufen, diese zu einer wöchent- 
lichen Ruhezeit zu zwingen, die sie aufgrund der 
technischen Eigenart der Transportabwicklung meist 
weit von ihrem Wohnsitz verbringen müßten. Aus 
diesen Gründen v/urde die wöchentliche Ruhezeit 
durch periodische Ruhezeiten ersetzt, die eine Min- 
destzahl an Ruhetagen und Sonntagen am Wohn- 
sitz vorsehen. 

Da die vorgeschlagenen Werte lediglich Mindest- 
werte darstellen, die im Interesse des sozialen 
Schutzes und der Sicherheit des Verkehrs unbedingt 
einzuhalten sind, steht es den Mitgliedstaaten frei, 
nach Artikel 20 für die Besatzungsmitglieder günsti- 
gere Normen und Bedingungen anzuwenden. Der 
Vorschlag läßt die Ziele unbeeinträchtigt, die die 
Kommission mit der dem Rat vorgelegten Empfeh- 
lung des Rates an die Mitgliedstaaten betreffend die 
Anwendung des Grundsatzes der 40-Stundenwoche 
und des vierwöchigen bezahlten Jahresurlaubs ver- 
folgt. Diese Empfehlung strebt namentlich die all- 
gemeine Einführung der 5-Tage-Woche als soge- 
nannten Grundsatz an, und zwar in dem Sinne, daß 
bei darüber hinaus geleisteten Arbeiten die Über- 
stundensätze zur Anwendung kommen. Bei den in 
der vorliegenden Verordnung vorgeschlagenen 78 
Tagen periodischer Ruhezeit als Ersatz für die 
wöchentlichen Ruhetage liegt zwar rein rechnerisch 
die 5 V 2 -Tage-Woche zugrunde. Der vorgeschlagene 
Wert bezweckt jedoch lediglich die Festlegung einer 
Mindestzahl von Ruhetagen, an denen keinerlei Ar- 
beiten verrichtet werden dürfen, und die mit Rück- 
sicht auf die Besonderheiten in der Binnenschiffahrt 
nur zum Teil am Wohnort verbracht werden und 
nur eine beschränkte Anzahl von Sonntagen um- 
fassen. Die Empfehlung und die Verordnung ver- 
folgen somit unterschiedliche Zwecke, die sich er- 
gänzen. 


Im übrigen sieht die Empfehlung Ausnahmen vom 
Grundsatz der 5-Tage- Woche in solchen Bereichen 
und Zweigen der Wirtschaft vor, wo, wie in dem 
hier geregelten A^erkehrsbereiche, die besonderen 
Verhältnisse es erfordern. 


Artikel 17 

Für Jahresurlaub und für Feiertage bestehen gegen- 
wärtig in den Mitgliedstaaten sehr unterschiedliche 
Regelungen. Während es in einigen MitgliedssLaa- 
ten wenige Feiertage, jedoch mehr Urlaub gibt, ist 
die Situation in anderen Mitgliedstaaten umgekehrt. 
Eine Angleichung ist deshalb nur für beide Rege- 
lungen zusammen möglich. Aus diesem Grunde 
sieht dieser Artikel als Mindestwert insgesamt 30 
Urlaubs- und Feiertage vor, die zwischen den bei- 
den Gruppen von Ruhetagen aufgeteilt werden kön- 
nen. 

Die Zahl von 30 Tagen stützt sich rechnerisch auf 
eine Woche mit 5 LA Arbeitstagen, um mit 22 Tagen 
einen Jahresurlaub von vier Wochen zu erlauben, 
und weiter auf einen Durchschnitt von acht Ferien- 
tagen. Mit diesem Wert wird der in der genannten 
Empfehlung des Rates vom 22. Juli 1975”^) ange- 
strebten allgemeinen Einführung von vier Wochen 
bezahltem Jahresurlaub Rechnung getragen. 

Da ein durchgehender Urlaub von einer bestimmten 
Dauer zur Wiedererlangung der körperlichen Lei- 
stungsfähigkeit unerläßlich ist, ist außerdem vor- 
gesehen, daß ein Besatzungsmitglied auf einen 
durchgehenden Urlaub von mindestens zwei Wochen 
jährlich Anspruch hat. 

Auch die hier vorgeschlagenen Werte stellen Min- 
destwerte dar und lassen die Anwendung günstige- 
rer Normen in den Mitgliedstaaten im Wege des 
sozialen Fortschrittes unberührt (vgl. Artikel 20). 

Artikel 18 

Die Schichtzeiten, die Anwesenheitszeit und die 
Ruhezeit der Besatzungsmitglieder in einem Hafen 
unterliegen den örtlichen Regelungen, sofern solche 
bestehen und für die Mitglieder der Besatzung gün- 
stigere Vorschriften vorsehen. 


Artikel 19 

Diese Bestimmung sieht vor, daß bestimmte Vor- 
schriften der vorliegenden Verordnung auf selb- 
ständige Erwerbspersonen, die in der Binnenschiff- 
fahrt tätig sind, keine Anwendung finden. Diese 
Ausnahme ist dadurch gerechtfertigt, daß für diesen 
Personenkreis eine einfachere Regelung hinsichtlich 
der periodischen Ruhezeiten festzulegen ist und es 
auch praktisch kaum möglich ist, Selbständigen Lh- 
laub und Feiertage vorzuschreiben. 


7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 199 
vom 30. Juli 1975 
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Artikel 20 

Diese Bestimmung soll es zunächst einmal erlauben, 
bereits bestehende soziale Regelungen beizubehal- 
ten, die für die Besatzungsmitglieder günstiger sind 
als die in diesem Vorschlag vorgesehenen Höchst- 
und Mindestnormen. Weiter gibt die Bestimmung 
den Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer Autonomie 
die Möglichkeit, auch in Zukunft neue Regelungen 
anzuwenden, die für die Besatzungsmitglieder gün- 
stigere Bedingungen enthalten. Sollte dies zur Folge 
haben, daß gewisse Unterschiede zwischen den Re- 
gelungen der Mitgliedstaaten, den verschiedenen 
Wasserstraßen oder Becken fortbestehen oder ge- 
schaffen werden, muß dies im Interesse des sozialen 
Fortschrittes und der Sicherheit des Verkehrs hin- 
genommen werden. 

Artikel 21 

Um eine wirksame Kontrolle der Einhaltung der 
Verordnungsvorschriften in den Mitgliedstaaten zu 
erreichen, ist es zweckmäßig, einheitliche Über- 
wachungsmittel in Form eines einheitlichen Bord- 
buches und eines einheitlichen persönlichen Kon- 
trollbuches einzuführen. Aus diesem Grunde bittet 
die Kommission den Rat, sie zu beauftragen, die 
Muster für ein Bordbuch und für ein persönliches 
Kontrollbuch festzulegen, die für das gesamte Was- 
serstraßennetz der Gemeinschaft und für alle von 
dieser Verordnung erfaßten Beförderungen als Kon- 
trollinstrumente dienen werden. Um das Verfahren 
zu vereinfachen, sollten diese rein technischen 
Durchführungsbestimmungen in Form einer Verord- 
nung der Kommission erlassen werden. Die Rege- 
lung wird den vorliegenden Vorschlag ergänzen. 

Artikel 22 

Zur Durchführung dieser Verordnung ist es erfor- 
derlich, daß die Mitgliedstaaten - nach der Art der 
Untersuchungskommission in der Rheinschiffahrt, 
die sich dort bewährt haben - Organe einsetzen 


oder bestimmen, die beauftragt sind, die ordnungs- 
gemäße Anwendung der Vorschriften über die Zu- 
sammensetzung der Besatzungen, wie sie in Arti- 
kel 7 und im Anhang zur Verordnung vorgesehen 
sind, zu gewährleisten. 

Artikel 23 

Kein Kommentar. 

Artikel 24 

Der Zeitpunkt der Anwendung der Verordnung ist 
so festzulegen, daß die Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit haben, rechtzeitig die für die Anwendung 
der vorgesehenen Bestimmungen erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlassen. 
Die Anhörung der Kommission ist vorgesehen, um 
eine abgestimmte und den Gemeinschaftserforder- 
nissen entsprechende Anwendung der Verordnung 
zu gewährleisten. 

Wie die Erfahrung im Zusammenhang mit der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 über die Harmonisierung 
bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr 
gelehrt hat, müssen die Mitgliedstaaten bei der 
praktischen Durchführung der Verordnung einander 
Beistand gewähren, um im Hinblick auf den grenz- 
überschreitenden Verkehr befriedigende Ergebnisse 
erzielen zu können. Dies betrifft vor allem gegen- 
seitige Verwaltungshilfe und Informationsaustausch, 
namentlich in Bezug auf die Verfolgung von Zu- 
widerhandlungen und auf Ahndungen. 

Das vorgesehene Verfahren wird in einer späteren 
Phase aufgrund der bei der Anwendung der Ver- 
ordnung gesammtelten Erfahrungen weiter ausge- 
baut werden müssen. 

Artikel 25 

Kein Kommentar. 
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